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UMWELTPOLITIK

Christoph Kreienbaum, Cora Wacker-Theodorakopoulos

Subventionen für die Umwelt? 
Wider die Wuppertaler Position

Forderungen nach einer Wirtschaftspolitik, die die 
immer deutlicher zu Tage tretenden ökologischen 

Knappheiten berücksichtigt, sind weder neu, noch 
sind sie im Grundsatz Gegenstand kontroverser Dis­
kussionen. Je mehr es aber um die Umsetzung dieses 
Grundkonsenses in konkrete Umweltpolitik und um 
die Entscheidung geht, welches ökologische Ziel mit 
welchen Maßnahmen von welchen Entscheidungsträ­
gern erreicht werden soll, desto heftiger werden die 
Auseinandersetzungen auf wissenschaftlicher wie auf 
politischer Ebene.

Das Leitbild einer dauerhaft tragfähigen Wirt­
schaftsentwicklung („sustainability“)1, das der be­
grenzten Aufnahmefähigkeit der Umwelt und den be­
grenzt verfügbaren Bodenschätzen einen entschei­
denden Stellenwert zubilligt, wird mittlerweile von den 
meisten Umweltökonomen geteilt. Umstritten sind je­
doch Forderungen, die beispielsweise in sehr norma­
tiver Weise eine Verringerung der Materialströme um 
den Faktor 10 fordern2. Nicht nur ist diese Zahl um­
weltökonomisch betrachtet ganz offensichtlich will­
kürlich gewählt; auch die Ansatzstelle dieses umwelt­
politisch geforderten Eingriffs, die Inputseite, trägt 
nicht der Forderung Rechnung, die Schadstoffemis­
sionen auf effiziente Weise zu begrenzen. Die Emit­
tenten müßten zwar ihre Inputs verringern, hätten 
aber keinen direkten Anreiz, auf umweltschonende 
Inputs überzugehen oder die Emissionsintensität zu 
senken. Diese Anreize zu setzen, würde hingegen da­
zu führen, daß bei gegebenem Wirtschaftswachstum 
eine höhere Umweltqualität erreicht werden könnte et 
vice versa.

Zentraler Gegenstand des folgenden Beitrages sind 
aber nicht das umweltpolitische Zielsystem und die 
instrumenteile Ansatzstelle im allgemeinen, sondern 
vielmehr Forderungen des Wuppertal Instituts, mit 
den Subventionen in Deutschland solle ein allgemei-
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nes wirtschaftspolitisches Instrument an ökologi­
schen Kriterien gemessen und sein Einsatz gegebe­
nenfalls so geändert werden, daß es die Erreichung 
ökologischer Ziele unterstützt. Bemängelt wird die 
deutsche Subventionspolitik vom Wuppertal Institut 
vor allem deshalb, weil beispielsweise 1992 nur 2,3% 
aller gewährten Finanzhilfen und Steuervergünstigun­
gen als „Subventionen mit traditionell ökologischer 
Zielsetzung“ vergeben wurden, während gleichzeitig 
36,4% aller Subventionen des Bundes „ökologisch­
kontraproduktiv“ seien. Die Aufwendungen hierfür sei­
en um etwa das 16fache höher als der Betrag, mit 
dem der Umweltschutz staatlicherseits gefördert wer­
de3.

Das Wuppertal Institut geht offensichtlich davon 
aus, daß das Volumen der Subventionen, die zur Er­
reichung von Umweltzielen eingesetzt werden, erhöht 
und die derzeit gewährten Subventionen außer mit 
ihrem eigentlichen Ziel auch mit einem ökologischen 
Ziel verbunden werden sollten. Diese Forderung mag 
zwar zunächst populär klingen, allerdings wurden in 
der Analyse Effizienzgesichtspunkte nicht in ausrei­
chendem Maße berücksichtigt. Deshalb soll hier aus 
wirtschaftswissenschaftlicher Sicht geklärt werden, 
inwieweit Subventionen als umweltpolitische Maß­
nahme eine Rolle spielen können. Die Analyse be­
schäftigt sich mit den folgenden Fragestellungen:

□  In welchen Fällen können Subventionen überhaupt 
ein sinnvolles Eingriffsinstrument im Umweltbereich 
darstellen?

□  In welcher Weise kann bei Subventionen, die keine 
umweltpolitischen Ziele verfolgen, die ökologische 
Komponente ökonomisch sinnvoll mit einbezogen 
werden?

1 Einen guten -  interdisziplinären -  Überblick bieten die Beiträge in 
Konrad M o n r a t h  (Hrsg.): Welt im Wandel -  Wege zu dauerhaft 
umweltgerechtem Wirtschaften, Bad Homburg 1996.

2 Diese vom Wuppertal Institut vertretene Forderung findet sich 
beispielsweise in Friedrich H i n t e r b e r g e r ,  Fred L u k s ,  Marcus 
S t e w e n :  Ökologische Wirtschaftspolitik: zwischen Ökodiktatur 
und Umweltkatastrophe, Berlin u.a. 1996, S. 84 ff.

3 Siehe vorstehenden Aufsatz von Doris G e r k i n g  und Maria J. 
W e l f e n s .
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Nachteileon Subventionen
Der Einsatz von Subentionen ist nicht nur im Um­

weltbereich, sondern uch in der allgemeinen Wirt­
schaftspolitik umstritte und seit Jahrzehnten Gegen­
stand wissenschaftliner und politischer Ausein­
andersetzungen. Sub«ntionen werden im allgemei­
nen in der Absicht gewhrt, als unzureichend empfun­
dene oder sich als inefzient herausstellende Markter­
gebnisse zu korrigiern. Als direkte Geldzahlungen, 
Einnahmeverzichte odr geldwerte Leistungen, denen 
keine marktmäßige (egenleistung gegenübersteht, 
gehören sie zu den Insrumenten, die grundsätzlich in 
Frage kommen, um ei Marktversagen zu beheben4. 
Über die Zuführung ün Budgetmitteln wird in den 
Markt eingegriffen, undie Subventionsempfänger (in 
der Regel Unternehmei) dazu zu bewegen, ihr einzel­
wirtschaftliches Verhalen in einer Weise anzupassen, 
die mit bestimmten gesamtwirtschaftlichen Zielen 
kompatibel ist.

Die Gewährung vonSubventionen ist allerdings mit 
der Gefahr verbunder, daß sie häufig falsch einge­
setzt werden. Die wicltigsten Punkte sind dabei:
□  Subventionen sind licht nur mit Kosten verbunden 
(Budgeteffekte), sondern sie bieten sich für den Politi­
ker -  da sie aus allgeneinen Steuermitteln finanziert 
werden -  als „Geschenke“ an, weil im Regelfall eine 
Begünstigung einer elativ kleinen, aber wichtigen 
Gruppe zu Lasten de Gesamtheit der Steuerzahler 
relativ einfach möglichst. Hierbei sind außerdem Mit­
nahmeeffekte und dit Tendenz zu berücksichtigen, 
daß einmal gewährte Subventionen nur gegen starke 
Widerstände der Sub\entionsempfänger wieder rück­
gängig gemacht werden können.

□  Subventionen körnen die Selektionsfunktion des 
Marktes mindern. In dir deutschen Subventionspolitik 
gibt es zahlreiche Besge dafür, daß auch die soge­
nannten „Anpassungsubventionen“ durch die Ver­
harrungstendenzen rigelmäßig darin münden, daß 
nicht wettbewerbsfäiige Marktstrukturen erhalten 
(Gefährdung des Strikturwandels) und Ressourcen 
dauerhaft fehlgelenkt werden. Auch das temporäre

1 Im folgenden beschränkt ¡ich dieser Beitrag auf Subventionen mit
allokativen Zielsetzungen, veil Subventionen an Unternehmen, um
distributive Ziele im Bereich der privaten Haushalte zu verfolgen, auf­
grund von Effizienzmängelr in der Regel nicht sinnvoll sind; vgl. 
Markus N i e d e r - E i c h h o l z :  Die Subventionsordnung: ein Beitrag 
zur finanzwirtschaftlichen Odnungspoiitik, Berlin 1995, S. 87 ff.

5 Vgl. ebenda, a.a.O., S. 109 ff.

5 Vgl. z.B. Armin G u t ow s k i ,  Eberhard T h i e l ,  Manfred W e i ­
le p p : Analyse der Subvemonspolitik -  Das Beispiel der Schiffbau-, 
Luft- und Raumfahrtindustrie, HWWA-Strukturberichterstattung, 
Hamburg 1984.

7 Für die Internalisierung positiver externer Effekte gelten die allge­
meinen Nachteile von Subventionen.

Außerkraftsetzen der Marktkräfte sendet Signale aus, 
die bei den Betroffenen Anpassungsanstrengungen 
vermindern und Besitzansprüche auslösen können 
(Subventionsmentalität)5. Hier ist außerdem die wett­
bewerbsverzerrende Wirkung zu berücksichtigen, weil 
erfolgreiche Unternehmen in der Regel keine Sub­
ventionen erhalten, gleichzeitig aber überproportional 
zum Steueraufkommen beitragen.

□  Ist die Bemessungsgrundlage der Subventionen 
von ihren Empfängern beeinflußbar, reagieren diese 
rational, wenn sie die Bemessungsgrundlage auswei­
ten, wie insbesondere die Erfahrungen mit den Pro­
duktsubventionen in der Landwirtschaft zeigen.

Subventionen in der Umweltpolitik?
Die Analyse der Subventionen in Deutschland -  ins­

besondere im Rahmen der Strukturberichterstattung6 
-  hat gezeigt, daß Subventionen in vielen Fällen ge­
samtwirtschaftlich kontraproduktiv sind und deshalb 
ein volkswirtschaftlicher Gewinn entstände, würden 
diese Transferleistungen an Unternehmen abgebaut 
und gegebenenfalls durch andere, geeignetere Instru­
mente ersetzt. Dies spricht natürlich nicht gegen den 
Einsatz von Subventionen in der allgemeinen Wirt­
schaftspolitik, wenn es keine geeigneteren Instru­
mente gibt. Daß der Anteil der Subventionen mit um­
weltpolitischen Zielsetzungen an allen Subventionen 
des Bundes so gering ist, läßt damit auch nicht -  wie 
das Wuppertal Institut offensichtlich unterstellt -  auf 
das geringe Gewicht der Umweltpolitik schließen, 
sondern darauf, daß mit Subventionen primär andere 
Ziele verfolgt werden, und vor allem darauf, daß die 
Umweltpolitik zur Erreichung ihrer Ziele zu anderen 
Instrumenten greift -  und dies aus guten Gründen.

Die umweltpolitischen Instrumente, die die Umwelt­
schädiger zur einer Verringerung ihrer umweltbela­
stenden Aktivität (negative externe Effekte) veranlas­
sen sollen, orientieren sich am Verursacherprinzip, 
das die Internalisierung der externen Kosten bei den 
Verursachern durch die Belastung dieser Aktivitäten 
zum Ziel hat. Eine Subventionszahlung an einen Emit­
tenten, um ihn zu veranlassen, seine Emissionen zu 
verringern, würde die externen Kosten nicht internaii- 
sieren7, sondern nur von den Umweltnutzern auf die 
Steuerzahler verlagern. Die Folge hiervon ist, daß ein 
Anbieter umweltintensiv produzierter Güter bei einer 
Subventionierung -  im Gegensatz zu einer Besteue­
rung der Emissionen -  nicht gezwungen ist, die Pro­
duktpreise in der Weise anzupassen, daß diese die 
Umweltknappheiten widerspiegeln (fehlender Nach­
frageeffekt). Ein weiterer Punkt sind die fehlenden dy­
namischen Anreizwirkungen dieses Instrumentes: So
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muß der Staat in der Regel die zu subventionierende 
Technologie definieren; damit fehlen aber Anreize für 
Emittenten, den Fortschritt in den Vermeidungstech­
nologien voranzutreiben.

Die Bedenken, die bei Subventionen zur Internali­
sierung negativer externer Effekte anzubringen sind, 
gehen also noch über die oben angeführten allgemei­
nen Subventionsnachteile hinaus. Als Regelmaßnah­
me der Umweltpolitik sind Subventionen daher nicht 
geeignet3. Damit stellt sich aber die Frage, ob und in 
welchen Fällen Subventionen im Umweltbereich als 
Ausnahme sinnvoll sein können.

Einsatz in Ausnahmefällen gerechtfertigt

Im Gegensatz zum Wuppertal Institut, das offen­
sichtlich Subventionen mit umweltpolitischer Zielset­
zung stärker etablieren möchte, wird hier gezeigt, daß 
der Einsatz von Subventionen im Umweltbereich nur 
in wenigen Fällen zu sinnvollen Lösungen führt. 
Solche Subventionen werden nötig, wenn andere an 
sich effizientere umweltpolitische Instrumente be­
stimmte Mängel aufweisen, die durch eine derartige 
Maßnahme ausgeglichen werden können9. Subven­
tionen können auch angezeigt sein, wenn sich die ef­
fizienteren Instrumente politisch nicht durchsetzen 
lassen und die Alternative darin bestände, auf um­
weltpolitische Eingriffe ganz zu verzichten. Wird bei 
der Analyse zunächst einmal von der internationalen 
Verflechtung und möglichen Reaktionen des Aus­
landes abstrahiert und nur das Inland betrachtet, kön­
nen Subventionen notwendig werden, wenn Innova­
tionen in der Umweittechnologie aufgrund von 
Marktversagen unter dem volkswirtschaftlich optima­
len Niveau liegen.

Im Bereich der Umweltgüter existiert einerseits eine 
Knappheitssituation, wie sie auch bei privaten Gütern 
anzutreffen ist, andererseits zeigt die unbestreitbare 
Existenz von Umweltschäden, daß wirksame

■ Vgl. hierzu ausführlicher Dieter C an  s i e r : Umweltökonomie, Stutt­
gart, Jena 1993, S. 140 ff.; Horst S i e b e r t :  Economics of the 
Environment, Berlin u.a. 1987, S. 122-123.

8 Vgl. zur Second-best-Lösung und zur Wiederherstellung von First­
best-Lösungen Ulrich S c h l i e p e r :  Wohlfahrtsökonomik II: Theorie
des Zweitbesten, in: Willi A l b e r s  (Hrsg.): Handbuch der Wirt­
schaftswissenschaft, Band 9, Stuttgart 1982, S. 486 ff.

10 Vgl. Christoph K r e i e n b a u m ,  Cora W a c k e r - T h e o d o r a k o -  
p o u l o s :  Innovationen unter verschiedenen Umweltregimen, in: 
Hamburger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 39. 
Jahr, Hamburg 1994, S. 167 ff.

"  Vgl. Christoph K r e i e n b a u m ,  Cora W a c k e r - T h e o d o r a k o -  
p o u l o s :  Environmental Damage and the Question of Liability, in: 
INTERECONOMICS, Vol. 27 (1992), Nr. 4, S. 157 ff.

12 Vgl. hierzu ausführlicher Christoph K r e i e n b a u m ,  Cora 
W a c k e r - T h e o d o r a k o p o u l o s : l n n o v a t i o n e n  unter verschiede­
nen Umweltregimen, a.a.O.

Knappheitssignale fehlen, die eine Übernutzung der 
Ressource „Umwelt“ verhindern könnten10. Das bei 
privaten Gütern anzutreffende Ausschlußprinzip gilt 
nicht im gleichen Maße im Bereich der Umweltgüter 
(gemischt-öffentliches Gut). Das bedeutet, daß allein 
über den Marktmechanismus niemand von der 
Inanspruchnahme der Umwelt ausgeschlossen wer­
den kann und daher umweltpolitische Instrumente 
notwendig sind, die Inanspruchnahme zu regeln.

Diese Instrumente müssen sowohl ökonomische 
als auch ökologische Wirksamkeitskriterien erfüllen11. 
Von besonderer Bedeutung ist dabei, daß ein umwelt­
politisches Instrument Anreize zu Fortschritten bei der 
Entdeckung und Anwendung neuen technologischen 
Wissens setzen sollte. Dieses Kriterium ist deshalb so 
wichtig, weil es nur begrenzte Möglichkeiten gibt, das 
Angebot an Umwelt zu erhöhen. Wenn also weiterhin 
der Konsum nicht eingeschränkt und damit das 
Wachstum der Volkswirtschaft nicht vermindert wer­
den soll, dann ist es unumgänglich, daß Fortschritte 
im Bereich der Vermeidungstechnologien erzielt 
werden. Das bedeutet: Ein weiteres, erwünschtes 
Wachstum einer Volkswirtschaft ist ohne zusätzliche 
Umweltschäden nur zu erreichen, wenn der techni­
sche Fortschritt den negativen Zusammenhang von 
Wirtschaftstätigkeit und Umweltqualität aufbricht.

Forschung an der „technologischen Grenze“

Zwar läßt sich technischer Fortschritt nicht vom 
Staat „erzwingen“ , allerdings dürfte es im Bereich der 
angewandten Forschung und Entwicklung im Gegen­
satz zur Grundlagenforschung durchaus plausibel 
sein, daß der technische Fortschritt durch den Einsatz 
zielgerichteter Instrumente hier lenkbar ist. Im Bereich 
der angewandten Forschung und Entwicklung sind 
zwei Phasen von Produkt- und Verfahrensfortschritten 
zu unterscheiden: die Phase der Entdeckung und 
erstmaligen Nutzbarmachung (Innovationsphase) und 
die Phase der Ausbreitung einer bekannten Techno­
logie (Diffusionsphase). Forschungs- und Entwick­
lungsaufwendungen fallen in beiden Phasen an. Aller­
dings ist zu vermuten, daß sich die beiden Phasen 
qualitativ und quantitativ unterscheiden. Es ist daher 
sinnvoll bei der Analyse von Umweltinstrumenten, de­
ren Wirkung auf die Innovations- und Diffusionsphase 
getrennt zu untersuchen12.

Die Forschung an der „technologischen Grenze“ (In­
novation im engeren Sinne), die zu einer Verschiebung 
dieser Grenze führt, ist von besonderer Bedeutung für 
die Möglichkeit weiteren wirtschaftlichen Wachstums 
bei gleichbleibender oder gar verbesserter Umwelt­
qualität einer Volkswirtschaft. Die meisten umweltpo­
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litischen Instrumente toten jedoch nur Anreize zur 
Diffusion vorhandenen tchnischen Wissens, weil die 
erstmalige Nutzbarmacüng einer neuen Technologie 
üblicherweise mit höheen Kosten als die Diffusion 
bekannter Technologierverbunden ist. Daher ist eine 
Ergänzung durch geslte Subventionen, die die 
Forschung und Entwiclung an der technologischen 
Grenze ermöglichen, irbestimmten Fällen sinnvoll13. 
Durch geeignete Maßnhmen in diesem Bereich wird 
natürlich auch die Stndortqualität des jeweiligen 
Landes verbessert, wen Vorsprungsgewinne durch 
die Anwendung neuer echnologien gegenüber dem 
Ausland erzielt werden;önnen.

ZunehmendeiSystemwettbewerb

Dieses leitet über zi einem zweiten Ausnahmebe­
reich, der den Einsatz>/on Subventionen als Ergän­
zung zu anderen umwäpolitischen Instrumenten not­
wendig werden läßt: di Einbeziehung des Verhaltens 
des Auslandes, um einr möglichen Trittbrettfahrerpo­
sition entgegenzutrete, die darin bestehen könnte, 
an einer verbesserten Imweltqualität partizipieren zu 
wollen, ohne selbst däir die entsprechenden Kosten 
zu tragen. Dies kann bispielsweise, wenn die Syste­
me und Reaktionen de Auslandes in die Betrachtung 
einbezogen werden, aufgrund der Folgen eines 
Systemwettbewerbs dr Fall sein. Der Systemwettbe­
werb zwischen verscbdenen Ländern hat nicht nur 
die mit dem Wort Wettewerb positiv assoziierte Fol­
ge, daß überflüssige Iterventionen des Staates ab­
gebaut werden, sondei der Systemwettbewerb bein­
haltet auch die Gefar, daß notwendige staatliche 
Interventionen unterbhben14, z.B. die Erstellung eines 
gemischt-öffentlichen «utes, wie es die Umwelt in der 
Regel darstellt.

Die in Deutschland eführten Diskussionen um eine 
Ökosteuer und die vn der EU-Kommission vorge­
schlagene Einführungeiner CC>2-/Energiesteuer zei­
gen, wie wichtig es isldie Reaktion des Auslandes in 
die Überlegungen, wiches Instrument am sinnvoll­
sten ist, mit einzubeiehen. Die an sich sinnvolle 
Steuerlösung läßt sih hauptsächlich deshalb so 
schlecht durchsetzen weil die betroffenen, also ins­
besondere die energimtensiv produzierenden Unter­
nehmen -  sicherlich z Recht -  Nachteile befürchten, 
wenn im Ausland niht gleichzeitig entsprechende 
Maßnahmen durchgeührt werden15. Die Produktion 
im Inland würde sich erteuern und an Wettbewerbs­
fähigkeit gegenüber dm Ausland verlieren. Dies wür­
de einerseits eine Verlgerung der Produktion ins Aus­
land zur Folge habn, wodurch für die jeweilige 
Volkswirtschaft insbsondere dann erhebliche Ein­

bußen zu erwarten wären, wenn es sich um „wertvol­
le“ Branchen handelt, in denen hohe Einkommen er­
zielt werden. Andererseits wäre für die Umwelt ein 
möglicherweise noch schlechteres Ergebnis zu erwar­
ten, weil in dem Land, in dem dann die entsprechen­
de Produktion stattfindet, noch keine Instrumente zur 
Emissionsbegrenzung eingesetzt werden.

Die Gefahr für die Unternehmen in den energiein­
tensiven Branchen, die hoher Importkonkurrenz aus­
gesetzt sind, läßt sich abwenden, wenn den Unter­
nehmen in diesen Branchen Subventionen gezahlt 
werden. Die Subventionen sollten zielgenau nur die­
sen benachteiligten Branchen gewährt werden. Die 
Wettbewerbsnachteile könnten so gegenüber dem 
Ausland ausgeglichen werden, und gleichzeitig kann 
hier eine entsprechende Steuer eingeführt werden, die 
Anreize für sinnvolle ökologische Verhaltensweisen 
gibt. Die Unternehmen könnten mit diesen beiden In­
strumenten mittel- bis langfristig Vorsprungsgewinne 
gegenüber ausländischen Unternehmen erzielen, weil 
sie ihr technisches Know-how über energiesparende 
Produktion bereits erweitert hätten, wenn im Ausland 
ebenfalls die entsprechenden umweltpolitischen 
Instrumente eingeführt würden.

Insgesamt betrachtet besteht durch den System­
wettbewerb der einzelnen Volkswirtschaften im allge­
meinen die Tendenz, daß sich die Preise der ge­
mischt-öffentlichen Güter immer mehr von ihren 
tatsächlichen Knappheiten entfernen und damit durch 
die an sich funktionierenden umweltpolitischen In­
strumente immer schlechter widergespiegelt werden. 
Wenn der Systemwettbewerb beachtet wird, ist bei 
grenzüberschreitenden Emissionen der gezielte Ein­
satz von Subventionen notwendig, um gegenüber 
dem Ausland wettbewerbsfähig zu bleiben.

Die Frage, ob Subventionen ein sinnvolles umwelt­
politisches Instrument darstellen, läßt sich also so be­
antworten, daß dies -  im Gegensatz zur Wuppertaler 
Position -  im allgemeinen nicht der Fall ist und daß es 
nur wenige Ausnahmefälle gibt. Diese Ausnahmefälle 
werden dadurch festgelegt, daß die oben angeführten 
Effizienzaspekte den Einsatz von Subventionen legiti­
mieren, und nicht durch die Tatsache, daß sich mit ih­

13 im Bereich der Diffusion bekannter Umwelttechnologien dürfte für 
den Einsatz von Subventionen zur schnelleren Verbreitung (z.B. für 
die Nachrüstung von Alt-Pkw mit Katalysatoren) in der Regel wohl die 
Frage der politischen Durchsetzbarkeit z.B. von Auflagen und nicht 
Effizienzaspekte entscheidend sein.

14 Zum Systemwettbewerb vgl. Hans-Werner S i n n :  Implikationen 
der vier Grundfreiheiten für die nationale Fiskalpolitik, in: WIRT­
SCHAFTSDIENST, 75.Jg. (1995), H. 5, S. 240 ff.

13 Vgl. Hans-Hagen H ä r t e l  et al.: Strukturberichterstattung 19 96 -  
Kernbericht im Erscheinen.
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nen überhaupt eine ökologische Wirkung erzielen läßt.

Externe Kosten und „Schattensubventionen“

Bevor untersucht werden soll, ob es machbar und 
sinnvoll ist, die deutsche Subventionspolitik unter 
ökologischen Kriterien umzugestalten, ist -  um die 
Subventionsmasse zu bestimmen, die überhaupt für 
eine etwaige „ökologische Umorientierung“ zur Ver­
fügung stände -  auf den vom Wuppertal Institut in 
zahlreichen Veröffentlichungen proklamierten Begriff 
der „Schattensubventionen“ einzugehen. Als Schat­
tensubventionen werden insbesondere auch die ex­
ternen Kosten bezeichnet16. Besonders hoch sollen 
diese externen Kosten vor allem im Pkw-Bereich sein. 
Nun besteht kein Dissens darin, daß die Verursacher 
von Kosten mit diesen auch konfrontiert werden müs­
sen, um ein Allokationsoptimum zu erreichen. Auch 
wenn gravierende Bedenken gegen die Berechnung 
und die Definition der externen Kosten -  insbesonde­
re der Unfallkosten -  aus wohlfahrtstheoretischer 
Sicht bestehen17, soll nicht bestritten werden, daß be­
stimmte Verursacher -  wohl auch der Pkw-Verkehr -  
nicht mit allen entstehenden Kosten konfrontiert sind, 
ein Optimum momentan also nicht erreicht wird.

Die externen Kosten mit dem Begriff Subventionen 
zu belegen, ist jedoch mehr als eine Begriffsverwir­
rung. Unabhängig von allen Abgrenzungsproblemen 
bei Subventionen, ist den geläufigen Definitionen ei­
nes gemeinsam: der gezielte Einsatz ist ein entschei­
dendes Charakteristikum dieses Instrumentes. Die 
Fehllenkung von Ressourcen durch die Existenz von 
externen Effekten kann nicht -  wie von den Wup­
pertalern durch die Begriffswahl offensichtlich inten­
diert -  durch eine Änderung der Subventionspolitik er­
folgen. Es handelt sich in den Fällen, in denen ein 
Marktversagen vorliegt, um eine unterlassene Inter­
nalisierung. Für ein Marktversagen ist jedoch der ent­
sprechende Markt zu identifizieren und mit einem effi­
zienten Instrumenteneinsatz eine Internalisierung 
sicherzustellen18.

Die Hinzurechnung von externen Kosten zu den 
Subventionen ist ebenso eine inhaltslose Zahlen­
spielerei wie die Aussage „die ökologisch kontrapro­
duktiven Subventionen belaufen sich auf das 16fache 
der Ausgaben des Staates für den Umweltschutz“19. 
Der Staat muß nur insoweit für die Umweltinan­
spruchnahme aufkommen, wie er selbst Umweltver­
braucher ist; der mit Abstand größte Teil des Umwelt­
verbrauchs geht indessen von Unternehmen und 
privaten Haushalten aus, die die Kosten zumindest 
teilweise in Form z.B. von Umweltschutzinvestionen 
zur Befolgung von Auflagen bzw. durch eine Abga­

benpflicht bei dem Verbrauch von Heiz- und Treibstof­
fen etc. tragen.

Die Forderungen, auch die sogenannten „Schatten­
subventionen“ mit in die Debatte um einen ökologi­
schen Umbau der Subventionspolitik einzubringen, 
gehen also an der Problematik weitgehend vorbei und 
könnten zu falschen Schlußfolgerungen verleiten. 
Aber auch wenn man die fehlende Behebung von 
Marktversagen, deren Folge z.B. Umweltschäden sein 
können, nicht in die Subventionsdiskussion einbe­
zieht, bleibt das in Rede stehende Subventionsvo­
lumen, auf das sich das Wuppertal Institut bezieht, 
beträchtlich. Aufbauend auf diesem Ergebnis soll im 
folgenden beurteilt werden, ob der vom Wuppertal 
Institut geforderte Weg der ökologischen Umorientie­
rung der Subventionen, die bislang auf andere als auf 
ökologische Ziele ausgerichtet waren, gesamtwirt­
schaftlich zu vernünftigen Ergebnissen führen kann.

Argumente gegen eine „Ökologisierung“

Aus der Theorie der Wirtschaftspolitik ergeben sich 
für den Einsatz wirtschaftspolitischer Instrumente 
wichtige Hinweise, die strikt gegen eine ökologische 
Umorientierung der Subventionen im Sinne des 
Wuppertal Instituts sprechen. Nach der Ziel-Mittel- 
Träger-Regel, die auf Tinbergen20 zurückgeht, sollte -  
kurz gesagt -  ein Mittel nicht zur Erlangung unter­
schiedlicher (konfligierender) Ziele eingesetzt wer­
den21. Die klare Bestimmung von zu erreichenden Zie­
len und die Auswahl der hierfür effizienten Instru­
mente sollen Zielkonflikte bei einem Instrumentenein­

16 Vgl. z.B. Doris G e r k i n g , MariaJ. W e l f e n s :  „Schattensubven­
tionen“ im Bereich des PKW-Verkehrs, Wuppertal Papers Nr. 33, 
Wuppertal 1995, S. 17 ff., S. 30.

17 So sind Unfallkosten keine externen Effekte, sondern private 
Kosten, wenn sie dem betreffenden Verkehrsteilnehmer entstehen, 
der die Knappheit (Unfall) verursacht hat. Die Sachschäden werden 
von den Autofahrern als Versicherte gezahlt; für Personenschäden gilt 
dies teilweise ebenso, oder sie sind privat zu tragen.

Es kann allerdings in einigen Fällen sogar sinnvoll sein, von einer 
Internalisierung abzusehen, wenn die Kosten eines „effizienten“ 
Staatseingriffs höher sind als die Wohlfahrtsverluste durch ein weiter­
hin existierendes Marktversagen.

n Vgl. den vorstehenden Aufsatz von Doris G e r k i n g  und Maria J. 
W e l f e n s .

20 Jan T i n b e r g e n :  On the Theory of Economic Policy, Amsterdam 
1952; der hier relevante Teil ist ln deutscher Sprache abgedruckt in: 
Jan T i n b e r g e n :  Über die Theorie der Wirtschaftspolitik, in: Gérard 
G ä f g e n :  Grundlagen der Wirtschaftspolitik, Köln, Berlin 1966, 
S. 381-396.

21 Vgl. Heinz G r o s s e k e t t l e r :  Zur theoretischen Integration der 
Wettbewerbs- und Finanzpolitik in der Konzeption des ökonomischen 
Liberalismus, in: Erik B o e t t c h e r  et al. (Hrsg.): Jahrbuch für Neue 
Politische Ökonomie, Band 10: Systemvergleich und Ordnungspoli­
tik, Tübingen 1991; Manfred S t r e i t :  Theorie der Wirtschaftspolitik,
4. Auflage, Düsseldorf 1991, S. 324 ff.; Gisela F ä r b e r :  Binnen­
marktgerechte Subventionspolitik in der Europäischen Gemeinschaft 
-  Strukturen, Normen und Defizite, Frankfurt, New York 1995, S. 27 f.
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satz verhindern. Die Umorientierung von Subventio­
nen, deren originäre Ziel mit ökologischen Zielen 
konfligiert, würde dieangestrebte Zielerreichung ver­
hindern oder einen höheren Mitteleinsatz erfordern22. 
Daraus kann abgeleiet werden, daß für Zielkonflikte 
(hier Ökologie und Ökonomie) nicht eine „Optimie­
rung“ (Berücksichtiging aller Nebenwirkungen auf an­
dere Ziele) eines Insrumentes die adäquate Lösung 
darstellt, sondern ds systemgerechte Aufgabentei­
lung und die Auswsii der für die unterschiedlichen 
Regelkreise effizienten Instrumente23. .

Für die Wirtschafbpoiitik ergeben sich aus diesen 
theoretischen Betracitungen folgende grundsätzliche 
Empfehlungen:

□  Sollten Subventionen das Instrument der Wahl dar­
stellen, d.h. eine effiziente Zielerreichung sicherstel­
len, so sollten sie nicht verändert werden. Sollte also 
beispielsweise das Ziel darin bestehen, den Bestand 
einer bestimmten Branche aus welchen Gründen 
auch immer zu sichern-bei dieser Entscheidung sind 
auch ökologische Aspekte zu berücksichtigen - , so ist 
die Subvention auf eine möglichst effiziente Erhaltung 
auszurichten und nicht auf eine möglichst umweltver­
trägliche Erhaltung.

□  Sind Subventionen im Hinblick auf die Erreichung 
ihres originären Zieles ineffizient oder ineffizient ge­
worden, sind sie zu streichen, zu kürzen oder die An­
satzpunkte zu ändern. Daß ein Subventionsabbau in 
der Praxis aufgrund mangelnder politischer Durch- 
setzbarkeit immer wieder scheitert, daran wird -  im 
Gegensatz zur Meinung des Wuppertal Instituts24 -  
auch eine „Ökologisierung“ der Subventionen nichts 
ändern.

22 Im Falle „fixierter Ziele", d.h. Ziele, die „punktgenau“ zu erreichen 
sind, würde eine Umorientierung eine Erhöhung der Subventionen in 
einem Umfang erforderlich machen, der die ökologische 
Nebenbedingung erfüllen hilft, obwohl In diesem Fall eine Subvention 
keineswegs das effiziente Instrument sein muß. Vgl. zu „fixierten 
Zielen“ : Manfred S t r e i t ,  a.a.O.

23 Vgl. beispielsweise Heinz G r o s s e k e t t l e r ,  a.a.O.

24 Vgl. vorstehenden Aufsatzvon Doris G e r k i n g  und Maria J . W e l - 
f e n s .

25 Allerdings können Zielkonflikte im Zeitablauf dazu führen, daß sich 
die Einzelziele bzw. deren Gewicht verändert und sich damit auch der 
Instrumenteneinsatz anpassen muß. So dürfte beispielsweise in 
Zukunft der Zielkonflikt zwischen der (umstrittenen) Sicherheit der 
Energieversorgung durch die Aufrechterhaltung des Steinkohleberg­
baus und dem Klimaschutz dazu führen, daß dem Umweltziel ein 
größeres Gewicht beigemessen wird. Die Anpassung des Instrumen­
teneinsatzes sollte dann aber nicht in Form „ökologisierter Stein­
kohlebergbausubventionen“, sondern durch einen Abbau der sekto­
ralen Erhaltungssubventionen erfolgen, während zur Verfolgung des 
Klimaschutzziels z.B. eine Steuerlösung angemessen wäre. Die 
Folgen des Subventionsabbaus aufgrund der regionalen Konzen­
trationen einer Branche ist mit dem gezielten Einsatz regionalpoliti­
scher Instrumente zu begegnen.

□  Sollte beim Einsatz oder durch die Abschaffung 
bzw. Änderung von Subventionen ein allokatives 
Marktversagen mit negativen Folgen für die Umwelt 
auftreten, so ist für diesen Bereich ein Instrument aus­
zuwählen und so auszugestalten, daß das Marktver­
sagen -  so weit wie möglich bzw. sinnvoll -  behoben 
wird.

Ein „Überstülpen“ ökologischer Zielsetzungen über 
Instrumente, die andere Ziele erreichen sollen, macht 
aus einem vormals effizienten einen ineffizienten ln- 
strumenteneinsatz; bei einem ineffizienten Subven­
tionsansatz kann eine „ökologische Umorientierung“ 
sogar noch negativere gesamtwirtschaftliche Folgen 
haben25. Eine Optimierung würde die Beherrschbarkeit 
des komplexen Marktgeschehens in seiner Gesamt­
heit voraussetzen. Es sind zwar Fälle denkbar, in de­
nen die Regelkreise so eng miteinander verbunden 
sind, daß die Transaktionskosten einer Anpassung der 
Instrumente in den einzelnen Regelkreisen höher sind 
als die Effizienzgewinne, die realisiert werden könn­
ten, wenn Instrumente nicht mit Zielen überfrachtet 
werden. Es gibt in der deutschen Wirtschaftspolitik je­
doch zahlreiche Belege dafür, daß Zielkonflikte und 
ein ineffizienter Instrumenteneinsatz aufgrund einer 
Überfrachtung mit Zielen ins wirtschaftspolitische 
„Chaos“ führen. Ein prominentes Beispiel hierfür bie­
tet die Agrarpolitik.

Das Beispiel Landwirtschaft
Der Landwirtschaftssektor bildet einen Bereich, in 

dem schon seit längerem versucht wird, die ökologi­
sche Komponente in die Subventionsgewährung ein­
zubeziehen: Dieser hochsubventionierte Sektor weist 
eine sehr hohe Umweltbelastung auf: Überdüngung, 
Bodenerosion, übermäßiger Pestizideinsatz sind nur 
einige Stichworte, die darauf hinweisen, daß im Falle 
der Landwirtschaft von einer effizienten Ressourcen­
allokation (inklusive der Berücksichtigung der Umwelt) 
keine Rede sein kann. An diesem Beispiel kann die 
Gratwanderung verdeutlicht werden, wann ökologi­
sche Argumente für die Überprüfung bestehender 
Subventionen bedeutsam sind und wann ökologische 
Ziele als Alibiargumente mißbraucht werden und zu 
ineffizienten Ergebnissen führen.

Vergegenwärtigt man sich die Subventionspolitik 
der Landwirtschaft in der Vergangenheit, so wird 
deutlich, daß dem Ziel der Versorgungssicherheit der 
Nachkriegszeit, das durch Preissubventionen ange­
strebt wurde, schon bald ein zweites Ziel an die Seite 
gestellt wurde, nämlich das Einkommensziel. Beide 
Ziele, der Marktausgleich und die Einkommenssiche­
rung, sollten durch Preissubventionen erreicht wer­
den. Diese Art der Subventionierung mag in der Nach­
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kriegszeit zunächst noch nicht schädlich gewesen 
sein, weil hier das Ziel, die landwirtschaftliche Produk­
tion möglichst schnell wieder zu aktivieren (Alloka­
tion), mit dem Einkommensziel (Distribution) harmo­
nierte. Allerdings führte die Doppelfunktion der Preise 
bald zu einer Überproduktion mit andauernden Bud­
getlasten und gravierenden ökologischen Problemen 
aufgrund einer intensiven Produktionsweise26. Insbe­
sondere die Budgetlasten werden -  neben den alloka- 
tiven Ineffizienzen -  dazu führen, daß auch die Ver­
folgung des Einkommensziels immer schwieriger 
werden dürfte. Offensichtlich ist hier schon vor langer 
Zeit der Versuch gescheitert, zwei Ziele mit einem 
Instrument zu erreichen. Wie sollte eine Anpassung 
aussehen, und können an ökologischen Kriterien ori­
entierte Subventionen eine Lösung darstellen?

Die gegenwärtige Tendenz zur Abkehr von der 
Preissubventionierung hin zur Einkommenssubventio­
nierung ist ökonomisch sinnvoll, wenn es sich um 
Anpassungssubventionen handelt, die der Abfede­
rung des Strukturwandels dienen, weil damit den 
Marktkräften endlich ein stärkeres Gewicht bei dem 
Allokationsziel beigemessen würde, während das 
Distributionsziel über produktionsunabhängige Trans­
fers angestrebt wird. Diese Subventionen, die ledig­
lich der Anpassung dienen, müßten allerdings befri­
stet sein und nach erfolgter Anpassung vollständig 
auslaufen. Natürlich führt ein schrumpfender landwirt­
schaftlicher Sektor auch dazu, daß die negativen ex­
ternen Effekte der bisherigen Produktion abnehmen27.

Als Argument, diesen Prozeß nicht so ablaufen zu 
lassen, sondern weiterhin -  dauerhafte -  Subventio­
nen zu gewähren, wird auf positive externe Effekte der 
Landwirtschaft in Form des Landschaftsschutzes hin­
gewiesen28. Eine „ökologisierte Subventionspolitik“ ä 
la Wuppertal würde in diesem Beispiel folgender­
maßen aussehen: landwirtschaftlichen Betrieben wür­
den Subventionen gezahlt, die an die Produktion des 
Gutes Landschaftsschutz geknüpft würden.

Gegen eine solche Politik spricht die Gefahr, daß 
die Vertreter der Branche mit diesem Argument versu­
chen, die drohende Anpassung in eine dauerhafte 
Erhaltung umzuwidmen, indem dauerhafte Einkom­

26 Vgl. u.a. Rat der Sachverständigen für Umweltfragen: Umweltgut­
achten 1994 -  Für eine dauerhaft-umweltgerechte Entwicklung, 
Bundestags-Drucksache 12/6995, Bonn 1994, S. 301 ff.; Holger 
B o n u s :  Eine Lanze für den Wasserpfennig -  Wider die Vulgärform 
des Verursacherprinzips, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 66. Jg. (1986),
H. 9, S. 451 ff.

27 Vgl. ebenda, a.a.O.

28 Auf das Ziel der Erhaltung des bäuerlichen Familienbetriebes, das 
häufig von Branchenvertretern reklamiert wird, soll an dieser Stelle 
nicht näher eingegangen werden.

menssubventionen an die Landwirte ökologisch ge­
rechtfertigt werden. Geht es tatsächlich um Land­
schaftsschutz, dann sollte dieser mit effizienten Mit­
teln betrieben werden. Ob landwirtschaftliche 
Betriebe hierfür geeignet sind, stellt sich am besten im 
Wettbewerb mit anderen Anbietern von „Landschafts­
schutz“ heraus, z.B. durch eine behördliche 
Festlegung der angestrebten Landschaftsschutzziele 
und eine wettbewerbliche Ausschreibung unter ver­
schiedenen Anbietern. Die hier erzielten Effizienz­
gewinne dürften -  zumindest langfristig -  die Frik­
tionskosten des Strukturwandels und die Transaktions­
kosten des Verfahrens bei weitem übertreffen. Eine 
ökologische Umorientierung der Subventionen, wie es 
das Wuppertal Institut fordert, würde Im Beispiel der 
Landwirtschaft auf die wettbewerbliche Effizienz­
auslese verzichten: offensichtlich ein wirtschaftspoli­
tisch unsinniger Weg. Die Produktion des Gutes 
Landschaftsschutz wäre kostspieliger als notwendig.

Die Verknüpfung von Einkommensziel und dem 
neuen Allokationsziel (Landschaftsschutz) würde zu­
dem in der Zukunft zu neuen Zielkonflikten führen: 
Geht man auch beim Landschaftsschutz von erzielba­
ren Produktivitätsfortschritten aus, würden „ausrei­
chende“ Einkommenstransfers zu einer Überproduk­
tion an „Kulturlandschaft“ führen oder aber die 
anfallenden Produktionskosten immer weiter über die 
tatsächlich notwendigen ansteigen lassen.

Fazit
Das Beispiel Landwirtschaft mag an dieser Stelle 

genügen, um den zweifelhaften Wert einer „ökologi- 
sierten Subventionspolitik“ im Sinne des Wuppertal 
Instituts zu bebildern. Es geht auch in Zukunft darum, 
Subventionsziele eindeutig festzulegen, auch um de­
ren Effizienz beurteilen zu können. Ein „Überstülpen“ 
eines Umweltkriteriums auf Instrumente, die andere 
Ziele verfolgen sollen, ist wenig erfolgversprechend: 
Die Gesamtzusammenhänge im Wirtschaftssystem 
sind zu komplex, als daß sie zentral zu überblicken 
wären. Aus diesem Grunde ist es sinnvoll, das 
Gesamtsystem in Teilsysteme zu zerlegen, in denen 
dann von staatlicher Seite dafür gesorgt wird, daß 
Marktversagen in diesen Regelkreisen beseitigt wird.

Im Gegensatz zur „ökologischen Umorientierung“ 
des Wuppertal Instituts muß der Abbau ungerechtfer­
tigter Subventionen auf der wirtschaftspolitischen 
Tagesordnung bleiben. Werden statt dessen unter­
schiedliche Ziele miteinander vermischt und Subven­
tionen mit Zielen überfrachtet, besteht die Gefahr, daß 
die alten -  überkommenen -  Subventionen mit neuen 
-  fehlerhaften -  Argumenten gerechtfertigt und damit 
nochmals zementiert werden.
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